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Sachverhalt und Antràge 

Die europische Patentanmeldung 88 121 367.2 wurde am 

21. Dezember 1988 namens der Mitanmelder Peter Gartner 

und Klaus HOfer durch die gemeinsam beauftragten 

zugelassenen Vertreter E. Zipse und H.-J. Habersack 

eingereicht. 

Mit Schreiben yam 4•,  eingegangen am 5. Dezernber 1989, 

zeigte Rechtsanwalt Thomas Behrendt die Vertretung der 

Fa. ZOIG-Chemie GrnbH, sowie die Ubertragung der Rechte 

des Mitanmelders Gartner an der Anmeldung gerna 

Ubertragungserklaiung yarn 21. Juni 1989 an und erklárte, 

dag er die Anmeldung zuruckziehe, weil das zu schutzende 

Produkt bereits vor der Anrneldung un Handel war. 

Am 9. April 1990 reichte Rechtsanwalt Behrendt eine 

Vollmacht sowie eine notariell beglaubigte Kopie der 

Ubertragungserklarung nach und entrichtete die 

vorgesehene Verwaltungsgebuhr (Regel 20 (2) EPU). 

Am 24. April 1990 teilte die Eingangsstelle dem Vertreter 

Behrendt mit, daE die Eintragung seiner Mandantin als 

Mitanmelderin an Stelle von P. Gartner durchgefQhrt 

werde, daS die ZurQcknahme der Anmeldung jedoch nur mit 

Zustirnrnung vom Mitanmelder HOfer rnOglich'sei. 

Die Umschreibung der Anrneldung auf die ZOIG Chemie GrnbH 

als Mitanmelderin wurde mit Bescheid vom 10. Mai 1990 

bestatigt. 

Mit Schreiben vom 17., eingegangen am 19. Mai 1990 teilte 

Patentanwalt Zipse dern EPA mit, dag der Mitanmelder HOfer 

mit der Zuruckziehung der Anmeldung " in keinem Fall" 

einverstanden urid nicht bereit sei, mit der Fa. Zoig 

zusammenzuarbeiten. 

17 . P 	 - . . / . 



- 2 - 	J 0035/92 

Am 9. Oktober 1990 teilte die Eingangsstelle unter 

BeifQgung einer rechtlichen Er1uterung beiden Parteien 

mit, dais die Zurucknahme der Anmeldung mit Wirkung vom 

9. April 1990 als gultig angesehen wird und dag das 

Verfahren beendet ist. 

Mit Schreiben vom 15., eingegangen am 17. November 1990 

bat Patentanwalt Zipse um Uberprufung der Feststellung 

vom 9. Oktober 1990. Durch die Zurucknahxne der Anmeldung 

sei dem Mitanmelder 1-lOfer ohne sein Verschulden em 

Rechtsverlust entstanden. Ferner sei Regel 100 (1) EPU 

auf den vorliegenden Sachverhalt nicht entsprechend 

anwendbar, so daS, das EPA beide Anmelder zur Benennung 

eines gemeinsamen Vertreters gemaS Regel 100 (2) EPU 

hätte auffordern sollen. Jedenfalls kOnne Rechtsanwalt 

Behrendt nicht für den Mitanrnelder HOfer wirksam handeln, 

da er von letzterem nicht bevollmachtigt worden sei. Auch 

im Fall der Anwendung der Regel 100 EPU sei es nach 

Regel 101 EPU erforderlich, dag eine von alien Anmeldern 

unterzeichnete Vollmacht für den gemeinsamen zugelassenen 

Vertreter eingereicht werde. Eine Aufforderung zur 

Einreichung einer soichen Volimacht nach Regel 101 (4) 

EPU hätte daher ergehen müssen. 

Mit der Entscheidung vom 28. Marz 1991 wurde die 

Mitteilung vom 9. Oktober 1990 bestãtigt. Nach Auffassung 

der Eingangsstelie konnte der zugelassene Vertreter der 

ZOIG Chemie GrnbH, die in die Rechtstellung des an erster 

Stelie genannten Anmelders Gartner geruckt war, die 

Anmeldung mit Wirkung für beide Anmeider in 

entsprechender Anwendung der Regel 100 (1) EPU 

zurücknehmen (Regel 100 (2) Satz 1 EPU) . Für die 

Anwendung von Regel 100 (2) Satz 1 EPU mache es keinen 

Unterschied, ob eine Mehrheit von Mitanmeldern erst durch 

die Ubertragung entstanden sei oder auch schon vor der 

Ubertragung bestanden habe. Nach dem kiaren Sinn von 

Regel 100 EPU soile ein gemeinsamer Vertreter fingiert 
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werden, unabhangig davon, ob diese Situation ursprunglich 

vorhanden sei (Regel 100 (1) EPU oder später eintrete 

(Regel 100 (2) EPU) . Flier sel allein mageb1ich, daS das 

Bedürfnis für die Ermittlung eines gemeinsamen Vertreters 

aufgrund eines Rechtsübergangs entstanden sei, so da 

Regel 100 (2) EPU anzuwenden sei. Es entspreche nicht dem 

Sinn der Vorschrift, sie dahin auszulegen, dag sie nur 

dann anzuwenden sei, wenn erstmals durch die Ubertragung 

eine Personenmehrheit entstehe. Ferner enthalte Regel 100 

EPU nicht die Einschrankung, dag die Zurucknahmeerklarung 

die Unterschrift aller Anmelder zu tragen habe. 

Mit Telekopie vom 27. Mai 1991 hat der Mitanmelder HOfer 

Beschwerde eingelegt und am 28. Mai 1991 die Beschwerde-

gebQhr entrichtet. Die BeschwerdebegrUndung erfolgte mit 

Telekopie vom 26. Juli 1991. 

Der BeschwerdefUhrer fQhrte unter anderem aus, daf!, bei 

einer gravierenden Handlung, wie der ZurQcknahme einer 

europaischen Anmeldung alle Anmelder mit dieser 

Zuruckziehung einverstanden sein mQf!,ten. Ferner bestehe 

Zweifel an der Rechtrnfigkeit der Ubertragung, weil aus 

der Ubertragungserklarung yam 21. Juni 1989 die Annahme 

seitens der Zessionarin, nm1ich der ZOIG Chemie GrribH, 

nicht hervorzugehen scheme. 

Mit Schriftsatz yam 2. Marz 1993 hat Rechtsanwalt 

Behrendt für die ZOIG Chemie GmbFI die Beschwerde zurück-

genommen. 

Mit Bescheid yam 8. Jurii 1993 hat der Berichterstatter 

den Parteien mitgeteilt, dag die für die ZOIG Chemie GrnbH 

erkiarte Zurucknahrne der Beschwerde unbeachtlich sei und 

dag eine rechtsgUltige ZurQcknahme der Anineldung im 

vorliegenden Fall nur von beiden Mitanxneldern erklàrt 

werden kOnrie. 
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Ent s.cheidungsgrunde 

Die Beschwerde ist zu1ssig. 

Die von Rechtsanwalt Behrendt für die ZOIG Chemie GrnbH 

mit Schriftsatz vom 2. März 1993 erk1rte Zurücknahrne der 

Beschwerde ist unbeachtlich, da der Beschwerdefuhrer 

nicht die Zoig Chemie GmbH, sondern der ursprungliche 

Mitanmelder Klaus HOfer ist. 

Zwar ergibt sich nicht aus der Ubertragungserklarung vom 

21. Juni 1989, dag diese Ubertragung seitens der Zoig 

Chemie GITIbH angenornrnen wurde. Die Annahme der Ubertragung 

ergibt sich jedoch aus dem prozessualen Verhalten der 

Zoig Chemie GrnbH, so dag gegen die Rechtswirksamkeit der 

Ubertragung entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers 

keine Bedenken zu erheben sein durften. 

Nach Regel 101 (5) EPU sind die Vorschriften uber die 

Vollmacht (Regel 101 (1) EPU) und ailgemeine Vollmachten 

(Regel 101 (2) EPU) auf den Widerruf von Vollmachten 

entsprechend anzuwenden. Ein ausdrücklicher Widerruf der 

Vollmacht fur. die Patentanwãlte Zipse und Habersack wurde 

bisher von dem ursprunglichen Mitanmelder Gartner oder 

seinem Rechtsnachfolger nicht erklárt. 

Daher kOnnen nach Regel 101 (6) EPU Patentanwã.lte Zipse 

und Habersack welter als gemeinsame Vertreter angesehen 

werden, bis das ErlOschen ihrer Vertretungsvollmacht von 

der Partei Zoig Chernie GrribH dem Europischen Patentamt 

angezeigt warden 1st, es sei denn, dais man van einem 

impliziten Widerruf ausgehen kOnnte. 

Selbst wenn man davon ausgeht, dag die Vollmacht für die 

Patentanwlte Zipse und Habersack für die Zoig Chemie 

erloschen ist, so folgt daraus nicht, dag die Zoig Chemie 
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die Anmeldung wirksam zurücknehmen konnte. Die Zoig 

Chernie ist zwar Rechtsnachfalger des ursprunglichen 

Mitanmelders Gartner, cler im Erteilungsafltrag als erster 

genannt war. Der ursprungliche Mitanmelder Gartner war 

aber nicht der gemeinsarne Vertreter der ursprQnglichen 

Mitanrnelder. Das sieht Regel 100 (1) Satz 1 EPU im Wege 

der Fiktion nur für den Fall var, dag im Antrag auf 

Erteilung eines europaischen Patents kein gemeinsarner 

Vertreter bezeichnet 1st. Für die am 21. Dezernber 1988 

eingereichte Patentanmeldung wurden von den beiden 

ursprünglichen Mitanmeldern als Vertreter jedoch die 

Patentanwälte Zipse und Habersack bezeichnet. Die 

Vertretungsvollmacht yam 15. Dezember 1988, die mit der 

Anmeldung eingereicht wurde, ist dementsprechend von 

beiden ursprQnglichen Mitanmeldern unterzeichnet. Daher 

liegen die Voraussetzungen der Regel 100 (1) Satz 1 EPU 

nicht var. 

Aus den gleichen GrQnden scheidet eine entsprechende 

Anwendung der Regel 100 (1) EPU gemag Regel 100 (2) 

Satz 1 EPU aus, da bei Einreichung der Anmeldung em 

gemeinsamer Vertreter bezeichnet war. Daher 1st im 

vorliegenden Fall Regel 100 (1) EPU auf einen Rechts-

ubergang, der erst im Laufe des Verfahrens eintritt, 

nicht anwendbar. Es kammt hinzu, dag Regel 100 (2) Satz 1 

EPU zur Voraussetzung hat, dag ein Rechtsübergang auf 

"mehrere" Personen varliegt. Regel 100 (2) Satz 1 EPU 

geht also davon aus, dag das EPA infolge von Rechts-

übergangen mehreren Rechtsnachfolgern gegenQbersteht. 

Auch das ist hier nicht der Fall, da es sich urn einen 

einzigen Rechtsübergang, nämlich auf die Zoig Chemie, 

handelt. 

Daher hat die erste Instanz nunmehr gemag Regel 100 (2) 

Satz 2 EPU zu verfahren. Da die jetzigen Mitanmelder 

durch zwei verschiedene Vertreter vertreten sind, nm1ich 

K. HOfer durch patentanwàlte Zipse und Habersack und Zoig 
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Cherriie durch Rechtsanwalt Behrendt, hat die erste Instanz 

die Mitanmelder nunmehr aufzufordern, innerhaib von zwei 

Monaten einen gemeinsarnen Vertreter zu benennen. Wird 

dieser Aufforderung nicht entsprochen, so bestirnrnt das 

EPA den gerneinsamen Vertreter. Bis zur rechtskráftigen 

K1rung der Frage eines gemeinsamen Vertreters kann die 
--Anmeidun-g - wir-ksam--- nur -von- den derzeitige-n- -Vertretern 	- 

beider Anrnelder gemeinsam zurückgenornrnen werden. Daher 
ist das Verfahren in der weiter anhngigen Patent-
anmeldung fort zufuhren. 

Ent scheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird zur Fortsetzung des Verfahrens an die 

erste Instanz zurUckverwiesen. 

Die Geschäftsstellenbearntin: 	 Der Vorsitzende: 

jw"I/ti 

M. Beer 	 R. Schulte 
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